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Sabıne Demel‘

Was Tur e1nNe Privilegierung der Kirchen?! Der angeblic weltanschau:
ıch neutrale aa Mmacht sich ZU Handlanger der Kiırchen und treibt Tur
diese die Kiırchensteuer eın Ist das nicht 1n Relikt der unheiligen l1ıanz
VOTN ag und Kıirche AUS längst VeETrBANSCHEN Zeiten? Wie 1st das heutzu:
Lage och rechtfertigen? Wieso MUusSsen die Kiırchen 1n Deutschlan
nicht selhst Tur ihre Finanzierung SOTSEN, WIE das 1n anderen Ländern der
Fall 1st? der ware nicht zumıindest das spanische und italienische Odell
e1ner Treiwilligen Jeilzweckbindung die Kiırchen beli der Einkommen-
SsTeuUer zeitgemäßer 1n e1inem weltanschaulich Juralen aat, WIEe Deutsch
and e1ner sSeın W1 Das Sind ahe liegende Fragen, die ihrer Beantwor:-
LuUunNg srundlegende Erläuterungen verlangen.

Der Körperschaft$fsstatus als VoraussetzZung

1ne WIC  ige Voraussetzung Tur das eutische Kirchensteuersystem 1st
der Status der Körperscha des Olffentilichen Rechts Dieser wird den bei
den sroßen christlichen Kiırchen staatlicherseits zuerkannt, we1l S1E EINn
USSs aufT das en ihrer Mitglieder nehmen und dadurch als Mmoralische
stalten auch e1nNe staatserhaltende un  107n ausüben, dass S1E nicht
1Ur als (zivilrechtliche) Vereine eingestuft werden können uch All-
dere Religionsgemeinschaften können den Status e1ner Körperscha des OT
Tentlichen Rechts erwerben, WEeNnN S1E die drei sese  ichen Voraussetzun-
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Was für eine Privilegierung der Kirchen?! Der angeblich weltanschau-
lich neutrale Staat macht sich zum Handlanger der Kirchen und treibt für
diese die Kirchensteuer ein?! Ist das nicht ein Relikt der unheiligen Allianz
von Staat und Kirche aus längst vergangenen Zeiten? Wie ist das heutzu-
tage noch zu rechtfertigen? Wieso müssen die Kirchen in Deutschland
nicht selbst für ihre Finanzierung sorgen, wie das in anderen Ländern der
Fall ist? Oder wäre nicht zumindest das spanische und italienische Modell
einer freiwilligen Teilzweckbindung an die Kirchen bei der Einkommen-
steuer zeitgemäßer in einem weltanschaulich pluralen Staat, wie Deutsch-
land einer sein will? Das sind nahe liegende Fragen, die zu ihrer Beantwor-
tung grundlegende Erläuterungen verlangen.

Der Körperschaftsstatus als Voraussetzung

Eine wichtige Voraussetzung für das deutsche Kirchensteuersystem ist
der Status der Körperschaft des öffentlichen Rechts. Dieser wird den bei-
den großen christlichen Kirchen staatlicherseits zuerkannt, weil sie Ein-
fluss auf das Leben ihrer Mitglieder nehmen und dadurch als moralische
Anstalten auch eine staatserhaltende Funktion ausüben, so dass sie nicht
nur als bloße (zivilrechtliche) Vereine eingestuft werden können. Auch an-
dere Religionsgemeinschaften können den Status einer Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts erwerben, wenn sie die drei gesetzlichen Voraussetzun-
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54 gEN erfüllen, nämlich ewähr aufT Dauer, este UOrganisationsstruktur und
Mindestza VOTN Mitgliedern.

Fine gruppenspezifische Einnahmequelle mMIt bedingtem
Zwangscharakter

MIit dem Status der Körperschaft des Oflfentlichen Rechts gelten die KIr-
chen zugleic. auch als Juristische Personen, denen das ec aul e1in SEWIS-
SE Maß Selbstverwaltung WIE auch aul Vermögensbildung zukommt „die
genießen arüber hinaus e1ine el VoNn Oflfentlichen Vorrechten Das Wwich-
Ligste davon 1St das Steuerrecht54  gen erfüllen, nämlich Gewähr auf Dauer, feste Organisationsstruktur und  Mindestzahl von Mitgliedern.  Eine gruppenspezifische Einnahmequelle mit bedingtem  Zwangscharakter  Mit dem Status der Körperschaft des öffentlichen Rechts gelten die Kir-  chen zugleich auch als juristische Personen, denen das Recht auf ein gewis-  ses Maß an Selbstverwaltung wie auch auf Vermögensbildung zukommt. „Sie  genießen darüber hinaus eine Reihe von öffentlichen Vorrechten. Das wich-  tigste davon ist das Steuerrecht. ... Als rechtsfähige Steuerverbände ... [sind  sie] nicht nur berechtigt, von ihren Mitgliedern Beiträge zu erbitten,  sondern Steuern zu erheben. Ein Verein kann nur Beiträge erheben; die Ab-  geltung wird durch das Privatrecht geregelt. Steuern dagegen sind Zwangs-  leistungen. Dem säumigen Schuldner droht die staatliche Zwangsbeitrei-  bung!“2 Allerdings darf dieser sog. „Zwangscharakter“ der Kirchensteuer  nicht überstrapaziert werden; denn im Grunde genommen ist er „nur hypo-  thetisch. Wer keine Steuer zahlen will, ist nicht dazu gezwungen, sondern —  vom Staat her gesehen — völlig frei, sich ihr durch Austrittserklärung [aus der  Kirche] zu entziehen“.* Gerade die Möglichkeit, sich durch den staatlich ge-  währten Kirchenaustritt der Kirchensteuer zu entziehen, macht deutlich,  dass die Kirchensteuer letztlich nichts anderes ist als die Finanzierung der  Kirchen durch ihre eigenen und nur durch ihre eigenen Mitglieder. Die Kir-  chensteuer ist somit eindeutig als „eine gruppenspezifische, freiheitliche  Einnahmequelle der Kirchen““ zu charakterisieren.  Erhebung und Einzug von Kirchensteuern als Angebot des Staates  Das System der Kirchensteuer ist in Deutschland im Grundgesetz wie  auch in kirchlichen Steuerordnungen auf Bundes- und Landesebene gere-  ge1t:5  2  Isnard W. Frank: Kirchensteuer und Kirchengemeindeverständnis. Zur Entstehungsge-  schichte der Kirchensteuer; in: Wolfgang Ockenfels/Bernd Kettern: Streitfall Kir-  chensteuer, Paderborn 1993, 185-212, 202.  Oswald von Nell-Breuning: Kirchensteuer und Kirchenmitgliedschaft; in: StZ 183  (1969), 309-315, 314.  Jörg Meuthen: Die Eignung der Kirchensteuer als Einnahmequelle von Religionsgemein-  schaften aus finanzwissenschaftlicher Perspektive; in: Streitfall Kirchensteuer, a. a. O.,  145-184, hier 150; vgl. ders.: Die Kirchensteuer als Einnahmequelle von Religionsge-  meinschaften, Frankfurt a. M. 1993, 154.  ÖR 68 (1/2019)Als rechtsfähige Steuerverbände54  gen erfüllen, nämlich Gewähr auf Dauer, feste Organisationsstruktur und  Mindestzahl von Mitgliedern.  Eine gruppenspezifische Einnahmequelle mit bedingtem  Zwangscharakter  Mit dem Status der Körperschaft des öffentlichen Rechts gelten die Kir-  chen zugleich auch als juristische Personen, denen das Recht auf ein gewis-  ses Maß an Selbstverwaltung wie auch auf Vermögensbildung zukommt. „Sie  genießen darüber hinaus eine Reihe von öffentlichen Vorrechten. Das wich-  tigste davon ist das Steuerrecht. ... Als rechtsfähige Steuerverbände ... [sind  sie] nicht nur berechtigt, von ihren Mitgliedern Beiträge zu erbitten,  sondern Steuern zu erheben. Ein Verein kann nur Beiträge erheben; die Ab-  geltung wird durch das Privatrecht geregelt. Steuern dagegen sind Zwangs-  leistungen. Dem säumigen Schuldner droht die staatliche Zwangsbeitrei-  bung!“2 Allerdings darf dieser sog. „Zwangscharakter“ der Kirchensteuer  nicht überstrapaziert werden; denn im Grunde genommen ist er „nur hypo-  thetisch. Wer keine Steuer zahlen will, ist nicht dazu gezwungen, sondern —  vom Staat her gesehen — völlig frei, sich ihr durch Austrittserklärung [aus der  Kirche] zu entziehen“.* Gerade die Möglichkeit, sich durch den staatlich ge-  währten Kirchenaustritt der Kirchensteuer zu entziehen, macht deutlich,  dass die Kirchensteuer letztlich nichts anderes ist als die Finanzierung der  Kirchen durch ihre eigenen und nur durch ihre eigenen Mitglieder. Die Kir-  chensteuer ist somit eindeutig als „eine gruppenspezifische, freiheitliche  Einnahmequelle der Kirchen““ zu charakterisieren.  Erhebung und Einzug von Kirchensteuern als Angebot des Staates  Das System der Kirchensteuer ist in Deutschland im Grundgesetz wie  auch in kirchlichen Steuerordnungen auf Bundes- und Landesebene gere-  ge1t:5  2  Isnard W. Frank: Kirchensteuer und Kirchengemeindeverständnis. Zur Entstehungsge-  schichte der Kirchensteuer; in: Wolfgang Ockenfels/Bernd Kettern: Streitfall Kir-  chensteuer, Paderborn 1993, 185-212, 202.  Oswald von Nell-Breuning: Kirchensteuer und Kirchenmitgliedschaft; in: StZ 183  (1969), 309-315, 314.  Jörg Meuthen: Die Eignung der Kirchensteuer als Einnahmequelle von Religionsgemein-  schaften aus finanzwissenschaftlicher Perspektive; in: Streitfall Kirchensteuer, a. a. O.,  145-184, hier 150; vgl. ders.: Die Kirchensteuer als Einnahmequelle von Religionsge-  meinschaften, Frankfurt a. M. 1993, 154.  ÖR 68 (1/2019)Sın
s1e| nicht NUr berechtigt, VOoNn ihren Mitgliedern eiträge erbitten,
Oondern Steuern rheben EINn Verein kann NUr eiträge erheben; die
eltung wird Urc das Privatrecht geregelt. Steuern dagegen sind Zwangs-
leistungen. Dem saäumıgen Schuldner To die staatfliche /Zwangsbeitrel-
bung! n Allerdings dari dieser 508 „Zwangscharakter“ der Kirchensteuer
nicht überstrapaziert werden; denn 17 Grunde 1st er „NUr hypo
ellsc Wer keine Steuer zahlen will, 1St nicht dazu3Oondern
VO  3 aa her esehen völlig frel, sich ihr Urc Austrittserklärung [ aus der
Kirche| entziehen“.  “3 (erade die Möglichkeit, sich Urc den staatlich g
Aährten Kirchenaustritt der Kirchensteuer entziehen, Mac eutlich,
dass die Kirchensteuer letztlich nichts anderes 1St als die Finanzierung der
Kiırchen Urc ihre eigenen und NUr Urc ihre eigenen Mitglieder. Die KIr-
chensteuer 1st SOM eindeutig als „eine gruppenspezifische, Treiheitliche
Einnahmequelle der Kirchen  “4 charakterisieren.

rhebung un EInzug vVon Kirchensteuern als Angebot des Staates

Das System der Kiırchensteuer 1st In Deutschlan: 1M Grundgesetz WIE
auch 1n kıirchlichen Steuerordnungen aufT Bundes und Landesehbene gCTIE-
velt:

iIsnard an Kirchensteuer und KirchengemeindeverständnIis. /ur Entstehungsge-
SCNHICNHTLE der Kirchensteuer; In olfgang Ockenfels/Bernd Kettern Streitfall KIr-
chensteuer, Paderborn 1993, 1585-212, 2072
()swald Von Nell-Breuning: Kirchensteuer und Kirchenmitgliedschaft; In: 183
, 309—-315, 314
Jörg eutfhen He kignung der Kirchensteuer als Einnahmequelle Von Religionsgemein-
SCNaliten AUS Iinanzwissenschaftlicher Perspektive; In e1 Kirchensteuer, O.,
145-18584, ler 150; vgl ders.: He Kirchensteuer als kinnahmequelle VON Religionsge-
meinschaften, TYankiur! 1993, 154
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4 Jörg Meuthen: Die Eignung der Kirchensteuer als Einnahmequelle von Religionsgemein-
schaften aus finanzwissenschaftlicher Perspektive; in: Streitfall Kirchensteuer, a. a. O.,
145–184, hier 150; vgl. ders.: Die Kirchensteuer als Einnahmequelle von Religionsge-
meinschaften, Frankfurt a. M. 1993, 154.

gen erfüllen, nämlich Gewähr auf Dauer, feste Organisationsstruktur und
Mindestzahl von Mitgliedern.

Eine gruppenspezifische Einnahmequelle mit bedingtem 
Zwangscharakter

Mit dem Status der Körperschaft des öffentlichen Rechts gelten die Kir-
chen zugleich auch als juristische Personen, denen das Recht auf ein gewis-
ses Maß an Selbstverwaltung wie auch auf Vermögensbildung zukommt. „Sie
genießen darüber hinaus eine Reihe von öffentlichen Vorrechten. Das wich-
tigste davon ist das Steuerrecht. … Als rechtsfähige Steuerverbände … [sind
sie] nicht nur berechtigt, von ihren Mitgliedern Beiträge zu erbitten, 
sondern Steuern zu erheben. Ein Verein kann nur Beiträge erheben; die Ab-
geltung wird durch das Privatrecht geregelt. Steuern dagegen sind Zwangs-
leistungen. Dem säumigen Schuldner droht die staatliche Zwangsbeitrei-
bung!“2 Allerdings darf dieser sog. „Zwangscharakter“ der Kirchensteuer
nicht überstrapaziert werden; denn im Grunde genommen ist er „nur hypo-
thetisch. Wer keine Steuer zahlen will, ist nicht dazu gezwungen, sondern –
vom Staat her gesehen – völlig frei, sich ihr durch Austrittserklärung [aus der
Kirche] zu entziehen“.3 Gerade die Möglichkeit, sich durch den staatlich ge-
währten Kirchenaustritt der Kirchensteuer zu entziehen, macht deutlich,
dass die Kirchensteuer letztlich nichts anderes ist als die Finanzierung der
Kirchen durch ihre eigenen und nur durch ihre eigenen Mitglieder. Die Kir-
chensteuer ist somit eindeutig als „eine gruppenspezifische, freiheitliche
Einnahmequelle der Kirchen“4 zu charakterisieren.

Erhebung und Einzug von Kirchensteuern als Angebot des Staates

Das System der Kirchensteuer ist in Deutschland im Grundgesetz wie
auch in kirchlichen Steuerordnungen auf Bundes- und Landesebene gere-
gelt:5



In Art. 140 1.V.m Art 137 Abs WRV wird den Religionsgesell- 5
schaften, die Körperschaften des Olffentilichen Rechts SINd, angeboten,
1n Kiırchensteuerrech nach Maßgabe des Landesrechts] wahrzunenN-
nNe  5 Mit dem eCc e1nNe spezlelle Kiırchensteuer erheben, 1st
sleich auch die Öglichkei egeben (b. das Angebot verbunden),
die entsprechende Steuer 1n Entgelt UuUrc den aa e1INZI1€-
hen zulassen Die Kiırchen sSind frei, jedes der beiden Angebote des
Staates anzunehmen Oder abzulehnen
„Die Kirchensteuergesetze der Bundesländer bleten den Kırchen VeT-
schliedene Kiırchensteuerarten S1e tellen den Kirchen frei, Tur
die Kiırchensteuer e1nNe eigene Bemessungsgrundlage entwickeln
(Z als Kiırchensteuer VO  3 Einkommen) Oder die Kiırchensteuer als
uschlag bestimmten staatliıchen Steuern rheben (zur Einkom
[NEeTN- und Lohnsteuer, ZUr Vermögens- und Grundsteuer). Die KIr-
chen In der Bundesrepublik haben sich Tur die Kirchensteuer als /u:
schlag ZUr Einkommensteuer und eren wichtigste Erhebungsform,
die Kirchenlohnsteuer, als Haupteinnahmequelle entschieden.  “Ö E1IN
wichtiger Gesichtspunkt Tur diese Entscheidung der Kiırchen WT S1-
CNEerlc die Überlegung, dass die Einkommensteuer aufT dem gleichen
Prinzip beruht WIE die dee der Kirchensteuer, hnhämlich 1M Sinne der
Solidarıtät nicht e1nNe Tur alle sleich hohe Pauschalsteuer festzusetzen,
Ondern jede(n) inzelne(n] entsprechend SEINeEeTr wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit möglichst erecht und 1n SO71A] zumutbarer Höhe

elasten
„Möhe und Verwendung der Kiırchensteuer Sind kircheneigene gele

genheiten, die die Kiırchen ach Art. 140 1. V.m Art. 137 Abs
eimRV ‚selbständig innerhalb der chranken des Tur alle sgeltenden ese
Zes  * Ordnen und verwalten Den Kırchensteuer-Hebesatz beschließen
kıirchliche rgane, die mehrheitlich AUS Irei sewählten Kiırchensteuer-

“7pflichtigen estehnen AaDEel darf allerdings der Kirchensteuerzuschlag
zehn Prozent der aßs  STeUer nicht überschreiten Gegenwärtig jeg
beli acht Prozent DZW. eun Prozent der Einkommensteuerschuld

uch In speziellen erträgen mMiIt den evangelischen Kirchen und 1Im Reichskonkorda:
Von 1933 SOWI1E den Länderkonkordaten mMit der katholischen Kirche 1st die Kirchen:-
STeuUeTr staatskirchenrechtlich verankert.
Heiner Marre He Kirchenfinanzierung In Kirche und Staat der egenwart, Fssen

Ebd.,
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· In Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV wird den Religionsgesell-
schaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, angeboten,
ein Kirchensteuerrecht (nach Maßgabe des Landesrechts) wahrzuneh-
men. Mit dem Recht, eine spezielle Kirchensteuer zu erheben, ist zu-
gleich auch die Möglichkeit gegeben (bzw. das Angebot verbunden),
die entsprechende Steuer gegen ein Entgelt durch den Staat einzie-
hen zulassen. Die Kirchen sind frei, jedes der beiden Angebote des
Staates anzunehmen oder abzulehnen. 
· „Die Kirchensteuergesetze der Bundesländer bieten den Kirchen ver-
schiedene Kirchensteuerarten an. Sie stellen es den Kirchen frei, für
die Kirchensteuer eine eigene Bemessungsgrundlage zu entwickeln
(z. B. als Kirchensteuer vom Einkommen) oder die Kirchensteuer als
Zuschlag zu bestimmten staatlichen Steuern zu erheben (zur Einkom-
men- und Lohnsteuer, zur Vermögens- und Grundsteuer). Die Kir-
chen in der Bundesrepublik haben sich für die Kirchensteuer als Zu-
schlag zur Einkommensteuer und deren wichtigste Erhebungsform,
die Kirchenlohnsteuer, als Haupteinnahmequelle entschieden.“6 Ein
wichtiger Gesichtspunkt für diese Entscheidung der Kirchen war si-
cherlich die Überlegung, dass die Einkommensteuer auf dem gleichen
Prinzip beruht wie die Idee der Kirchensteuer, nämlich im Sinne der
Solidarität nicht eine für alle gleich hohe Pauschalsteuer festzusetzen,
sondern jede(n) Einzelne(n) entsprechend seiner wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit möglichst gerecht und in sozial zumutbarer Höhe
zu belasten.
„Höhe und Verwendung der Kirchensteuer sind kircheneigene Angele-

genheiten, die die Kirchen nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3
WeimRV ,selbständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Geset-
zes‘ ordnen und verwalten. Den Kirchensteuer-Hebesatz beschließen
kirchliche Organe, die mehrheitlich aus frei gewählten Kirchensteuer-
pflichtigen bestehen.“7 Dabei darf allerdings der Kirchensteuerzuschlag
zehn Prozent der Maßstabsteuer nicht überschreiten. Gegenwärtig liegt er
bei acht Prozent bzw. neun Prozent der Einkommensteuerschuld. 

5 Auch in speziellen Verträgen mit den evangelischen Kirchen und im Reichskonkordat
von 1933 sowie den Länderkonkordaten mit der katholischen Kirche ist die Kirchen-
steuer staatskirchenrechtlich verankert.

6 Heiner Marré: Die Kirchenfinanzierung in Kirche und Staat der Gegenwart, Essen
42006, 69.

7 Ebd., 73.



50 Das staatliche Einzugsverfähren als einnahmeseitige Kooperation

diesen Regelungen des Kirchensteuersystems wIird iIMmMmer wieder
der staatliıche EiINZug der Kiırchensteuer heftigsten kritisliert. Hierin
wird e1nNe ungerechte Privilegierung der Kiırchen DZW. e1nNe direkte taatlı
che Subventionierung der Kirchen esehen. Das 1st ahber keineswegs der
Fall enn erstens 1st die Kiırchensteuer eindeutig e1nNe sruppenspezifische
Eigenfinanzierung und keine staatliıche Privilegierung Ooder Subventionile-
rung, auch WEeNnN der aa beli eren EINZUg eistet. Jede Art e1ner KIr-
chensteuer 1st „eine kircheneigene Finanzierungsform und keine Form der
Staatsfinanzierung“.  “8 /weitens 1st die Hilfeleistung des Staates Ausfluss SE1-
116585 Selbstverständnisses, 77u ahrung Seiner Neutralität weltanschaultı
che Gruppen ZUT Förderung des (G(Gemeinwohles unterstützen“.  “9 Drittens
eistet der ag keine kostenlose, Ondern e1nNe ezahlte, Ja Tur seinen
verwaltungstechnischen Aufwand ul ezahlte Hilfe. ‘© Dadurch echnet
sich die ez7aNnlite staatliche sowohl Tur den aa als auch Tur die KIr-
che Weil nämlich das System der staatliıchen Einkommensteuer aufT 1n r -
latıv kostspieliges Verlahren der Ermittlung des abzu  renden etrages
angewlesen 1st und die Kiırchensteuer ihrerseits aufT der gleichen emMmMeSs-
sungsgrundlage WIEe die staatliche Einkommensteuer beruht, ergibt sich Tur
e1 Seiten Uurc den staatlichen EiINZUg der Kiırchensteuer e1nNe EAC
tlenswerte Win-win-Situation: Der ager Tur den EINZUg der Kırchen
STeUer drei BIis 1er Prozent des Kiırchensteueraufkommens und die Kırchen

sich 10 DIS 3Ü Prozent der Ausgaben der Kirchensteuer, die anflie-
len, WEeNnN S1E die Kiırchensteuer 1n eigener egie rheben wurden. „Im
Falle e1Nes Verzichts der einnahmeseitigen Kooperation be1l der Kırchen
STeUer wuüurde der Wohlfahrtsverlust leicht e1nNe dreistellige Millionenhöhe

e 11erreichen. Warum a1SO Ollten die Kiırchen och einmal das leiche Ver-
Tahren vornehmen, das bereits der ag vollzogen hat? leg nicht nahe,
dass die Kirchen UuUrc e1nNe entsprechende, Tur den ag lohnenswerte
Kostenbeteiligung der e1 des Staates prolitieren? er 1st die KONn
zeption der Kiırchensteuer als ang „ZUTF staatliıchen Einkommensteuer
und staatlicher EiINZuUg56  Das staatliche Einzugsverfahren als einnahmeseitige Kooperation  An diesen Regelungen des Kirchensteuersystems wird immer wieder  der staatliche Einzug der Kirchensteuer am heftigsten kritisiert. Hierin  wird eine ungerechte Privilegierung der Kirchen bzw. eine direkte staatli-  che Subventionierung der Kirchen gesehen. Das ist aber keineswegs der  Fall. Denn erstens ist die Kirchensteuer eindeutig eine gruppenspezifische  Eigenfinanzierung und keine staatliche Privilegierung oder Subventionie-  rung, auch wenn der Staat bei deren Einzug Hilfe leistet. Jede Art einer Kir-  chensteuer ist „eine kircheneigene Finanzierungsform und keine Form der  Staatsfinanzierung“.8 Zweitens ist die Hilfeleistung des Staates Ausfluss sei-  nes Selbstverständnisses, „unter Wahrung seiner Neutralität weltanschauli-  che Gruppen zur Förderung des Gemeinwohles zu unterstützen“.” Drittens  leistet der Staat keine kostenlose, sondern eine bezahlte, ja sogar für seinen  verwaltungstechnischen Aufwand gut bezahlte Hilfe.'‘” Dadurch rechnet  sich die bezahlte staatliche Hilfe sowohl für den Staat als auch für die Kir-  che. Weil nämlich das System der staatlichen Einkommensteuer auf ein re-  lativ kostspieliges Verfahren der Ermittlung des abzuführenden Betrages  angewiesen ist und die Kirchensteuer ihrerseits auf der gleichen Bemes-  sungsgrundlage wie die staatliche Einkommensteuer beruht, ergibt sich für  beide Seiten durch den staatlichen Einzug der Kirchensteuer eine beach-  tenswerte Win-win-Situation: Der Staat erhält für den Einzug der Kirchen-  steuer drei bis vier Prozent des Kirchensteueraufkommens und die Kirchen  sparen sich 10 bis 30 Prozent der Ausgaben der Kirchensteuer, die anfie-  len, wenn sie die Kirchensteuer in eigener Regie erheben würden. „Im  Falle eines Verzichts der einnahmeseitigen Kooperation bei der Kirchen-  steuer würde der Wohlfahrtsverlust leicht eine dreistellige Millionenhöhe  «11  erreichen.  Warum also sollten die Kirchen noch einmal das gleiche Ver-  fahren vornehmen, das bereits der Staat vollzogen hat? Liegt es nicht nahe,  dass die Kirchen durch eine entsprechende, für den Staat lohnenswerte  Kostenbeteiligung an der Arbeit des Staates profitieren? Daher ist die Kon-  zeption der Kirchensteuer als Anhang „zur staatlichen Einkommensteuer  und [ihr] staatlicher Einzug ... nicht nur unbedenklich, sondern sogar emp-  fehlenswert“.!?  Ebd., 66.  Rüdiger Althaus: Die Rezeption des Codex Iuris Canonici von 1983 in der Bundesrepu-  blik Deutschland unter besonderer Berücksichtigung der Voten der Gemeinsamen Syn-  ode der Bistümer in der Bundesrepublik Deutschland, Paderborn 2000, 1013.  10  Vgl. Marre, Die Kirchenfinanzierung, 30.  11  Meuthen, Die Eignung der Kirchensteuer als Einnahmequelle, 154.  12  Ebd.  ÖR 68 (1/2019)nicht 1Ur unbedenklich, Ondern SORar CIM
fehlenswert“ .“

Ebd.,
Rüdiger Althaus: He ezeption des CX Iuris ( anonIicI VON 1983 In der Bundesrepu-
Hlik Deutschland hbesonderer Berücksichtigung der Ooten der (‚emeinsamen 5yn
Ode der Bistumer In der Bundesrepublik Deutschland, Paderborn 2000, 101

10 Marre, He Kirchenfinanzierung,
Meuthen, He kignung der Kirchensteuer als kEinnahmequelle, 154

12 Ebd
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Das staatliche Einzugsverfahren als einnahmeseitige Kooperation

An diesen Regelungen des Kirchensteuersystems wird immer wieder
der staatliche Einzug der Kirchensteuer am heftigsten kritisiert. Hierin
wird eine ungerechte Privilegierung der Kirchen bzw. eine direkte staatli-
che Subventionierung der Kirchen gesehen. Das ist aber keineswegs der
Fall. Denn erstens ist die Kirchensteuer eindeutig eine gruppenspezifische
Eigenfinanzierung und keine staatliche Privilegierung oder Subventionie-
rung, auch wenn der Staat bei deren Einzug Hilfe leistet. Jede Art einer Kir-
chensteuer ist „eine kircheneigene Finanzierungsform und keine Form der
Staatsfinanzierung“.8 Zweitens ist die Hilfeleistung des Staates Ausfluss sei-
nes Selbstverständnisses, „unter Wahrung seiner Neutralität weltanschauli-
che Gruppen zur Förderung des Gemeinwohles zu unterstützen“.9 Drittens
leistet der Staat keine kostenlose, sondern eine bezahlte, ja sogar für seinen
verwaltungstechnischen Aufwand gut bezahlte Hilfe.10 Dadurch rechnet
sich die bezahlte staatliche Hilfe sowohl für den Staat als auch für die Kir-
che. Weil nämlich das System der staatlichen Einkommensteuer auf ein re-
lativ kostspieliges Verfahren der Ermittlung des abzuführenden Betrages
angewiesen ist und die Kirchensteuer ihrerseits auf der gleichen Bemes-
sungsgrundlage wie die staatliche Einkommensteuer beruht, ergibt sich für
beide Seiten durch den staatlichen Einzug der Kirchensteuer eine beach-
tenswerte Win-win-Situation: Der Staat erhält für den Einzug der Kirchen-
steuer drei bis vier Prozent des Kirchensteueraufkommens und die Kirchen
sparen sich 10 bis 30 Prozent der Ausgaben der Kirchensteuer, die anfie-
len, wenn sie die Kirchensteuer in eigener Regie erheben würden. „Im
Falle eines Verzichts der einnahmeseitigen Kooperation bei der Kirchen-
steuer würde der Wohlfahrtsverlust leicht eine dreistellige Millionenhöhe
erreichen.“11 Warum also sollten die Kirchen noch einmal das gleiche Ver-
fahren vornehmen, das bereits der Staat vollzogen hat? Liegt es nicht nahe,
dass die Kirchen durch eine entsprechende, für den Staat lohnenswerte
Kostenbeteiligung an der Arbeit des Staates profitieren? Daher ist die Kon-
zeption der Kirchensteuer als Anhang „zur staatlichen Einkommensteuer
und [ihr] staatlicher Einzug … nicht nur unbedenklich, sondern sogar emp-
fehlenswert“.12

8 Ebd., 66.
9 Rüdiger Althaus: Die Rezeption des Codex Iuris Canonici von 1983 in der Bundesrepu-

blik Deutschland unter besonderer Berücksichtigung der Voten der Gemeinsamen Syn-
ode der Bistümer in der Bundesrepublik Deutschland, Paderborn 2000, 1013.

10 Vgl. Marré, Die Kirchenfinanzierung, 30. 
11 Meuthen, Die Eignung der Kirchensteuer als Einnahmequelle, 154.
12 Ebd.



Alternativmodelle ZUFrF Kirchensteuer Im vergleich /

Sowohl die dee als auch die rechtliche Ausgestaltung der Kırchen
SsTeuUer Sind ZWEITeISONNE plausibel. Doch 1st damıit öch keineswegs der
Ruf ach Alternativen VO  Z 1SC 1elmenr 1st Iragen, WIE die Kırchen
SsTeuUer 1M Vergleich alternativen Finanzierungsmöglichkeiten abschnel
det. Seit Jahrzehnten werden beli der Diskussion die Sinnhaftigkeit der
Kiırchensteuer iImmer wieder aufT das Spenden und Kollektensystem und
aufT das Odell der Jeilzweckbindung der Einkommensteuer als Alternatı
Vel hingewiesen. Welches System hat ler eweils die rößten Ortelle und
die wenigsten Nachteile?

Das Spenden un Kollektensystem n den (/SA

Grundlegen: Tur das Oodell der Hauptfinanzierung der Kıiırche miıt
VOTN Spenden 1st „die Gewissensentscheidung des einzelnen Kırchen

mitglieds, ob, In welcher Höhe und Tur welche /wecke die Kırche lınan
zieren 11l Das System baut 1M esentlichen aufT der ene der Pfarrei
auf, die Spender erfasst und angesprochen werden und der srößte Teil
des Spendenaufkommens verbraucht wird“. © ES sich 1n den Ländern
mi1t e1ner strikten Irennung VOTN aa und Kirche, WIE In den USA, ran
reich und ortugal, ahber auch 1n Ländern, In enen e1nNe Religionsgemein-
SC 1n e1ner Minderheitensituation SL, WIE z.B die katholische Kıirche
1n Großbritannien und Dänemark. Ebenso 1st In den S02 nj ungen KIr-
chen  &b TIkas und Lateinamerikas SOWIE 1M postkommunistischen olen
verbreitet. “

Das Spendensystem wird VOT em In den USAÄA erfolgreic praktiziert.
Dort werden die 240 verschiedenen Religionsgemeinschaften, die VOT-

wiegend protestantischen Ursprungs SINd, WIE die Baptisten,
disten, Lutheraner und Presbyterlaner, linanziell Prozent Uurc die
S02 „Treiwilligen“ ungen ihrer Mitglieder und welleren

Prozent Uurc eigene Nutzungsgebühren, Vermögenserträge und taatlı
che Zuschüsse.

13 Marre, He Kirchenfinanzierung,
14 ebd., und
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Alternativmodelle zur Kirchensteuer im Vergleich

Sowohl die Idee als auch die rechtliche Ausgestaltung der Kirchen-
steuer sind zweifelsohne plausibel. Doch ist damit noch keineswegs der
Ruf nach Alternativen vom Tisch. Vielmehr ist zu fragen, wie die Kirchen-
steuer im Vergleich zu alternativen Finanzierungsmöglichkeiten abschnei-
det. Seit Jahrzehnten werden bei der Diskussion um die Sinnhaftigkeit der
Kirchensteuer immer wieder auf das Spenden- und Kollektensystem und
auf das Modell der Teilzweckbindung der Einkommensteuer als Alternati-
ven hingewiesen. Welches System hat hier jeweils die größten Vorteile und
die wenigsten Nachteile?

Das Spenden- und Kollektensystem in den USA

Grundlegend für das Modell der Hauptfinanzierung der Kirche mit
Hilfe von Spenden ist „die Gewissensentscheidung des einzelnen Kirchen-
mitglieds, ob, in welcher Höhe und für welche Zwecke es die Kirche finan-
zieren will. Das System baut im Wesentlichen auf der Ebene der Pfarrei
auf, wo die Spender erfasst und angesprochen werden und der größte Teil
des Spendenaufkommens verbraucht wird“.13 Es findet sich in den Ländern
mit einer strikten Trennung von Staat und Kirche, wie in den USA, Frank-
reich und Portugal, aber auch in Ländern, in denen eine Religionsgemein-
schaft in einer Minderheitensituation ist, wie z.B. die katholische Kirche
in Großbritannien und Dänemark. Ebenso ist es in den sog. „jungen Kir-
chen“ Afrikas und Lateinamerikas sowie im postkommunistischen Polen
verbreitet.14

Das Spendensystem wird vor allem in den USA erfolgreich praktiziert.
Dort werden die ca. 240 verschiedenen Religionsgemeinschaften, die vor-
wiegend protestantischen Ursprungs sind, wie z. B. die Baptisten, Metho-
disten, Lutheraner und Presbyterianer, finanziell zu 50 Prozent durch die
sog. „freiwilligen“ Zahlungen ihrer Mitglieder getragen und zu weiteren
50 Prozent durch eigene Nutzungsgebühren, Vermögenserträge und staatli-
che Zuschüsse. 

13 Marré, Die Kirchenfinanzierung, 23.
14 Vgl. ebd., 23 und 39.



als Grundzüge

Konkret 1st das Spenden und Kollektensystem 1n den USAÄA ausgestal-
teL, dass monatlich, viertel Oder halbjährlich jeder aushna UuUrc eigens
seschulte Gemeindemitglieder persönlich aufgesucht wIird und dabe1l VeT-
schiedene Briefumschläge ausgehändigt bekommt, die UuUrc ar und
Uuladruc den jeweiligen Spendenzweck angeben. In Beisein des Kollekten
ammlers DZW. der Kollektensammlerin Sibt der/die Spender*in SCNANM  1C
all, In welcher er/sie welche der anstehenden semeindlichen
Aktivitäten unterstutzt und 1st dadurch jederzeit UuUrc Namensangabe und
ummer identifizierbar. °

Orteile gegenüber dem Irchensteuersystem
Im Vergleich ZU deutschen Kirchensteuersystem springen sofort ZWE1

Orteljle des amerikanıschen Spendensystems 1NSs Auge /Zum eiınen 1st die
Mitgliedschaft e1ner Kırche und die linanzielle Unterstützung derselben
nicht CNg sekoppelt WIE beim Kirchensteuersystem und dadurch
der/die Einzelne nicht VOT die Entweder-oder-AÄAlternative gestellt: Entwe
der bın ich itglied, dann INUSS ich auch den festgelegten Beitrag zanhlen
Oder ich7 die vorgeschriebene Summe nicht, dann ann ich auch nicht
mehr itglie seıin /Zum anderen hat der/die Einzelne nicht 1Ur WEeSsenT-
ıch mehr Mitspracherecht, Ondern SORar die Mitsprachepflicht be1l der
On kreien Verteilung seines/ihres Spendenbeitrags, da er/sie nicht 1Ur A
L1AaUuU angeben kann, Ondern INUSS, WIEe 71e] er/sie Tur welchen WEeC
spendet.1Ö

Nachteile gegenüber dem Irchensteuersystem

In diesen beiden augenfälligen Vorteilen liegen aber auch entsche1-
en: Nachteile begründet, die die Orteljle überwiegen:17

Die JTatsache, dass ausschließlich der/die Spender*in ber die
Zweckbestimmung seiner/ihrer Spendengelder entscheidet, hrt
ZUr (Gefahr e1ner doppelten Schieflage. Die Spenden können E1N-
se1t1g verteilt werden, dass erstens 1Ur bestimmte rojekte durchge

15 Meuthen, He kignung der Kirchensteuer, 162
10 ebd., 163
1/ ZU Folgenden Meuthen, He kignung der Kirchensteuer, 163-1
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Grundzüge

Konkret ist das Spenden- und Kollektensystem in den USA so ausgestal-
tet, dass monatlich, viertel- oder halbjährlich jeder Haushalt durch eigens
geschulte Gemeindemitglieder persönlich aufgesucht wird und dabei ver-
schiedene Briefumschläge ausgehändigt bekommt, die durch Farbe und
Aufdruck den jeweiligen Spendenzweck angeben. In Beisein des Kollekten-
sammlers bzw. der Kollektensammlerin gibt der/die Spender*in schriftlich
an, in welcher Geldhöhe er/sie welche der anstehenden gemeindlichen
Aktivitäten unterstützt und ist dadurch jederzeit durch Namensangabe und
Nummer identifizierbar.15

Vorteile gegenüber dem Kirchensteuersystem

Im Vergleich zum deutschen Kirchensteuersystem springen sofort zwei
Vorteile des amerikanischen Spendensystems ins Auge. Zum einen ist die
Mitgliedschaft zu einer Kirche und die finanzielle Unterstützung derselben
nicht so eng gekoppelt wie beim Kirchensteuersystem und dadurch
der/die Einzelne nicht vor die Entweder-oder-Alternative gestellt: Entwe-
der bin ich Mitglied, dann muss ich auch den festgelegten Beitrag zahlen
oder ich zahle die vorgeschriebene Summe nicht, dann kann ich auch nicht
(mehr) Mitglied sein. Zum anderen hat der/die Einzelne nicht nur wesent-
lich mehr Mitspracherecht, sondern sogar die Mitsprachepflicht bei der
konkreten Verteilung seines/ihres Spendenbeitrags, da er/sie nicht nur ge-
nau angeben kann, sondern sogar muss, wie viel er/sie für welchen Zweck
spendet.16

Nachteile gegenüber dem Kirchensteuersystem

In diesen beiden augenfälligen Vorteilen liegen aber auch entschei-
dende Nachteile begründet, die die Vorteile überwiegen:17

1. Die Tatsache, dass ausschließlich der/die Spender*in über die
Zweckbestimmung seiner/ihrer Spendengelder entscheidet, führt
zur Gefahr einer doppelten Schieflage. Die Spenden können so ein-
seitig verteilt werden, dass erstens nur bestimmte Projekte durchge-

15 Vgl. Meuthen, Die Eignung der Kirchensteuer, 162.
16 Vgl. ebd., 163.
17 Vgl. zum Folgenden Meuthen, Die Eignung der Kirchensteuer, 163–166.



hrt werden können, Tur andere ehbenso WIC  ige Oder vielleicht 5{
Dar wichtigere Inıtlativen ahber nicht sgenügen! Spendengelder
sammenkommen, und dass zweıltens die Interessen der eigenen Ge
meilnde überdimensional unterstutzt, überregionale Aufgaben
dagegen srob vernachlässigt werden
Die Kırche kann In seradezu unwürdiger Weise VOTN inanzkräftigen
Geldgebern*innen abhängig werden und ihre innere nabhän
igkeit verlieren. „Der Verlust nnerer Unabhängigkeit der Kıirche
dokumentiert sich dann VOT allem darın, dass S1E sich 1M Falle e1Nes
InteressenkonfTflikts mi1t den lınanzstärkeren Mitgliedern nicht ber
eren Interessen hinwegsetzen kann, ohne MAassSıve Einnahmever-
luste befuüurchten mussen EIin Olcher Konflikt Jag 1n den CNMSUN
chen Religionsgemeinschaften der USAÄA ETW 1n der rage der Ras
S  ung und der Bürgerrechtsbewegung 1n den 1960er Jahren
VOTL, W2S ZUr Konsequenz atte, dass die Kıiırche diese Ihemen ‚WwIe
den heißen Tel umgingen‘, nicht ihre (weiße und zahlungsfä-
hige J1ente verärgern.“
ann sich der/die eutische Kiırchensteuerzahler*in Uurc den dem
unmiıttelbaren Ozlalen Umfeld nicht ekannt werdenden Kırchen
aUuUsStirı der Kiırchensteuer entziehen, unterliegt der/die amerikanı-
sche Spender*in UuUrc die persönliche Anwesenheit e1Nes spezie
geschulten Gemeindemitglieds SOWIE die ntilizierbarkeit SE1-
nes/ihres amens eiInNnem Su.  1len psychologischen ruc nicht 1Ur

spenden, Ondern In e1ner aNSCIMESSECNEN Höhe spenden. „ES
darf werden, dass die Zahlungsverweigerung 1M ©1-
116585 persönlichen Besuches e1Nes Olchen Gemeindemitglieds
schwerer en wird als der eher formaljuristische Akt des Kırchen
austritts, der In Deutschland üblicherweise überdies nicht der KIr-
che, Ondern gegenüber diesem Sachverhalt indıilferenten taatlı
chen tellen erklärt wird.“”
Das Spenden und Kollektensystem 1st mi1t e1inem sroßen Kosten-,
heits und /Zeitaufwand verbunden, der nicht 1Ur Uurc das YTTIAaS:
SEeT der Mitglieder und Einnehmen der Spenden, Ondern auch
UuUrc die Werbung Tur die einzelnen Spendenprojekte enNntste
enn die kıirchlichen Amtsträger”innen und Mitarbeiteriinnen
MuUussen sich (G(edanken Geldquellen machen, be
11mmte Zuwendungshöhen ichern „ES eruhrt doch sehr un

18 Ebd., 164
19 Ebd., 181, AÄAnm.
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führt werden können, für andere ebenso wichtige oder vielleicht so-
gar wichtigere Initiativen aber nicht genügend Spendengelder zu-
sammenkommen, und dass zweitens die Interessen der eigenen Ge-
meinde überdimensional unterstützt, überregionale Aufgaben
dagegen grob vernachlässigt werden. 

2. Die Kirche kann in geradezu unwürdiger Weise von finanzkräftigen
Geldgebern*innen abhängig werden und so ihre innere Unabhän-
gigkeit verlieren. „Der Verlust an innerer Unabhängigkeit der Kirche
dokumentiert sich dann vor allem darin, dass sie sich im Falle eines
Interessenkonflikts mit den finanzstärkeren Mitgliedern nicht über
deren Interessen hinwegsetzen kann, ohne massive Einnahmever-
luste befürchten zu müssen. Ein solcher Konflikt lag in den christli-
chen Religionsgemeinschaften der USA etwa in der Frage der Ras-
sentrennung und der Bürgerrechtsbewegung in den 1960er Jahren
vor, was zur Konsequenz hatte, dass die Kirche diese Themen ,wie
den heißen Brei umgingen‘, um nicht ihre (weiße und zahlungsfä-
hige) Klientel zu verärgern.“18

3. Kann sich der/die deutsche Kirchensteuerzahler*in durch den dem
unmittelbaren sozialen Umfeld nicht bekannt werdenden Kirchen-
austritt der Kirchensteuer entziehen, unterliegt der/die amerikani-
sche Spender*in durch die persönliche Anwesenheit eines speziell
geschulten Gemeindemitglieds sowie die Identifizierbarkeit sei-
nes/ihres Namens einem subtilen psychologischen Druck, nicht nur
zu spenden, sondern in einer angemessenen Höhe zu spenden. „Es
darf vermutet werden, dass die Zahlungsverweigerung im Falle ei-
nes persönlichen Besuches eines solchen Gemeindemitglieds
schwerer fallen wird als der eher formaljuristische Akt des Kirchen-
austritts, der in Deutschland üblicherweise überdies nicht der Kir-
che, sondern gegenüber diesem Sachverhalt indifferenten staatli-
chen Stellen erklärt wird.“19

4. Das Spenden- und Kollektensystem ist mit einem großen Kosten-,
Arbeits- und Zeitaufwand verbunden, der nicht nur durch das Erfas-
sen der Mitglieder und Einnehmen der Spenden, sondern auch
durch die Werbung für die einzelnen Spendenprojekte entsteht.
Denn die kirchlichen Amtsträger*innen und Mitarbeiter*innen
müssen sich stets Gedanken um Geldquellen machen, um be-
stimmte Zuwendungshöhen zu sichern. „Es berührt doch sehr unan-

18 Ebd., 164.
19 Ebd., 181, Anm. 43.



O{} senehm, WEeNnN INan ETW VOTN den Vereinigten Staaten VOTN Amerika
hört, dass Oft Pfarrer und apları den en Sonntag damıit beschäfl-:
tlgt Sind, das eld der Kollekten zählen, sehen, W2S sich
davon lınanzieren ässt, und WEeNnN Tast jeden Sonntag die Kiırchenbe
sucher MNeu MmMotiviert werden, Tur das Oder jenes e1nen Beitrag le1i
sten Hier ann die Verkündigung doch 1n e1ner Weise miıt ständigen
Spendenaufrufen e 1aste werden, die eigentlich nicht schön 1St.
Ebenso zeigt sich In Olchen Ländern, besonders ETW 1n Frankreich,
dass dann die Seelsorger Oft 1n e1ner Weise VeETaMMEN, dass S1E auch
1n ihrem Erscheinungsbild, 1n ihren Wohnverhältnissen us  = wirk-
ıch armlich en Wenn S1E dann als Arbeiterpriester Ooder 1M
Nebenberuf öch Verdienstmöglichkeiten suchen, dann Mag das
e1inem E{IWAas romantischen Armutsideal entsprechen, aber die /Zeit
und ra die dann Tur die eigentliche Seelsorge bleibt, 1st eben
rnsthaft beeinträchtigt. Natürlich 1st 1n e1inem Oölchen System dann
iIMmMmer auch die (Gefahr egeben, dass die Seelsorger estire sind,
tellen ekommen, die E{IWAas mehr Einkommen versprechen und
dass dadurch die armeren Pfarreien ständig benachteiligt werden
In e1inem ausschließlichen Spenden und Kollektensystem Tro
mit, die orıginare Aufgabe der Verkündigung sehr In den ınter-
srun geraten, auch dadurch, dass die Kırche (‚efahr Jäuft,

sehr bemuht se1n, den Erwartungen der Spender”innen und
damıt 1C dem Zeitgeist erecht werden
Im Spenden und Kollektensystem 1st e1nNe langfristig angelegte
Haushaltspolitik nahezu unmöglich, da keine dauerhaften kinnah
mequellen VOTN bestimmter gleichbleibender Höhe Sibt
WwWar hat sich das Spendensystem In den USAÄA bewährt, allerdings
onl hauptsächlich deshalb, we1l dort historisch sewachsen und
1n der Mentalıtaät der amerikaniıschen Bevölkerung verwurzelt 1St.
Diese Vermutung legt sich Uurc e1nen 1C ach Frankreich INSO

näher, das Spendensystem erst 905 eingeführt worden 1st und
e1ner beispiellosen und BIis heute andauernden Verarmung der

überwiegend katholischen Kirchen 1M Land seführt hat. Die eYXISTIEe-
renden Verhältnisse der Kırche 1n Tankreıic widerlegen
eindrucksvo das Oft vertreiene Argument der srößeren auDwUur:
digkeit und Anziehungskraft e1ner Kirche enn die 1sScChHe

AÜ) Hans RKofftfer: Kirchenfinanzierung theologisch betrachtet; In AUS Kinderer (Hg.) Hi
nanzwissenschaftliche Aspekte Von Religionsgemeinschaften, aden-Baden 1989, 701—
212, 701
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genehm, wenn man etwa von den Vereinigten  Staaten von Amerika
hört, dass oft Pfarrer und Kaplan den halben Sonntag damit beschäf-
tigt sind, das Geld der Kollekten zu zählen, um zu sehen, was sich
davon finanzieren lässt, und wenn fast jeden Sonntag die Kirchenbe-
sucher neu motiviert werden, für das oder jenes einen Beitrag zu lei-
sten. Hier kann die Verkündigung doch in einer Weise mit ständigen
Spendenaufrufen belastet werden, die eigentlich nicht schön ist.
Ebenso zeigt sich in solchen Ländern, besonders etwa in Frankreich,
dass dann die Seelsorger oft in einer Weise verarmen, dass sie auch
in ihrem Erscheinungsbild, in ihren Wohnverhältnissen usw. wirk-
lich ärmlich leben. Wenn sie dann als Arbeiterpriester oder sonst im
Nebenberuf noch Verdienstmöglichkeiten suchen, dann mag das 
einem etwas romantischen Armutsideal entsprechen, aber die Zeit
und Kraft, die dann für die eigentliche Seelsorge bleibt, ist eben
ernsthaft beeinträchtigt. Natürlich ist in einem solchen System dann
immer auch die Gefahr gegeben, dass die Seelsorger bestrebt sind,
Stellen zu bekommen, die etwas mehr Einkommen versprechen und
dass dadurch die ärmeren Pfarreien ständig benachteiligt werden.“20

In einem ausschließlichen Spenden- und Kollektensystem droht so-
mit, die originäre Aufgabe der Verkündigung zu sehr in den Hinter-
grund zu geraten, u. a. auch dadurch, dass die Kirche Gefahr läuft,
zu sehr bemüht zu sein, den Erwartungen der Spender*innen und
damit letztlich dem Zeitgeist gerecht zu werden.

5. Im Spenden- und Kollektensystem ist eine langfristig angelegte
Haushaltspolitik nahezu unmöglich, da es keine dauerhaften Einnah-
mequellen von bestimmter gleichbleibender Höhe gibt.

6. Zwar hat sich das Spendensystem in den USA bewährt, allerdings
wohl hauptsächlich deshalb, weil es dort historisch gewachsen und
in der Mentalität der amerikanischen Bevölkerung verwurzelt ist.
Diese Vermutung legt sich durch einen Blick nach Frankreich umso
näher, wo das Spendensystem erst 1905 eingeführt worden ist und
zu einer beispiellosen und bis heute andauernden Verarmung der
überwiegend katholischen Kirchen im Land geführt hat. Die existie-
renden Verhältnisse der verarmten Kirche in Frankreich widerlegen
eindrucksvoll das oft vertretene Argument der größeren Glaubwür-
digkeit und Anziehungskraft einer armen Kirche. Denn die faktische

20 Hans Rotter: Kirchenfinanzierung – theologisch betrachtet; in: Claus Rinderer (Hg.): Fi-
nanzwissenschaftliche Aspekte von Religionsgemeinschaften, Baden-Baden 1989, 201–
212, 201 f.



Entwicklung In Frankreich zeigt, dass „der Ju. Klerus ach
e1ner aNSCIHMNESSEN e7.  en e1 aufT dem Wege ber eiınen ZWE1-
ten, weltlichen eru strebt], wodurch der primar angestrebte pries-
erliche Dienst beeinträchtigt wird“.

Das System der leilzweckbindung der FEinkommensteuer n Spanien,
talıen un Ungarn

EiNn Sallz Oodell der Kirchenfinanzierung wird se1t den 1990er
ahren 1n Spanien und taliıen durchgeführt. Voraussetzung dafur 1st die VeT-
anderte Zuordnung VOTN aa und Kırche In diesen beiden Ländern (alt
BIis VOT ungefähr Jahren och das Staatskirchentum 1n der FOrm, dass
die katholische Kırche als Staatsreligion vollständig UuUrc den aa lınan
zIier wurde, verwirklichen 1Un e1 Länder den Tundsa der Ireien KIr-
che 1n e1inem Ireien aa i1ne konkrete olge dieses MDBruchs 1M Ver-
hältnis VOTN aa und Kırche 1st die staatliche Umstrukturierung der
Kirchenfinanzierung BEWESENN. ach e1ner Übergangsphase BIis einschließ
ıch 089 1n talıen und 990 In Spanien Sind In beiden Ländern die 15
rigen Staatsleistungen abgeschalfft worden und STA  essen das Oodell der
Jeilzweckbindung e1ner staatlichen Steuer, näherhıin der inkommen- DZW.
Lohnsteuer, eingeführt worden ach dem Vorbild dieser beiden er
hat 998 auch ngarn dieses System der Kirchenfinanzierung übernom-
Inen

Grundzüge
Dieses Odell TIunktioniert > dass jeder und jede Steuerzahler*in In

seiner/ihrer Einkommensteuererklärung wählen kann, OD er/sie eiınen be
SLIMMTIEeN Prozentsatz seiner/ihrer staatliıchen Einkommensteuerschuld (in
Spanien Ü, Prozent, In Italien Ü, Prozent und 1n ngarn 1n Prozent ©1-
ner Religionsgemeinschaft ZUr r  ung ihrer Personalkosten (  erusbesSol-
dung), Ozlaler und kultureller ufgaben überlässt Oder dem aa miıt annn
liıcher ZweCc  indung; Mmacht der/die Steuerzahler*in VOTN seinem/ihrem
Wahlrecht nicht ebrauch, OoMmMm der entsprechende Prozentsatz 1n 5Spa;
1en dem aa zugute, während 1n talıen 1M Verhältnis der m_

Wahlentscheidungen aufgeteilt wird 1ne Besonderheit des ungarı-

Marre, He Kirchenfinanzierung,
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Entwicklung in Frankreich zeigt, dass „der junge Klerus … nach 
einer angemessen bezahlten Arbeit auf dem Wege über einen zwei-
ten, weltlichen Beruf [strebt], wodurch der primär angestrebte pries-
terliche Dienst beeinträchtigt wird“.21

Das System der Teilzweckbindung der Einkommensteuer in Spanien,
Italien und Ungarn

Ein ganz neues Modell der Kirchenfinanzierung wird seit den 1990er
Jahren in Spanien und Italien durchgeführt. Voraussetzung dafür ist die ver-
änderte Zuordnung von Staat und Kirche in diesen beiden Ländern. Galt
bis vor ungefähr 50 Jahren noch das Staatskirchentum in der Form, dass
die katholische Kirche als Staatsreligion vollständig durch den Staat finan-
ziert wurde, verwirklichen nun beide Länder den Grundsatz der freien Kir-
che in einem freien Staat. Eine konkrete Folge dieses Umbruchs im Ver-
hältnis von Staat und Kirche ist die staatliche Umstrukturierung der
Kirchenfinanzierung gewesen. Nach einer Übergangsphase bis einschließ-
lich 1989 in Italien und 1990 in Spanien sind in beiden Ländern die bishe-
rigen Staatsleistungen abgeschafft worden und stattdessen das Modell der
Teilzweckbindung einer staatlichen Steuer, näherhin der Einkommen- bzw.
Lohnsteuer, eingeführt worden. Nach dem Vorbild dieser beiden Länder
hat 1998 auch Ungarn dieses System der Kirchenfinanzierung übernom-
men. 

Grundzüge

Dieses Modell funktioniert so, dass jeder und jede Steuerzahler*in in
seiner/ihrer Einkommensteuererklärung wählen kann, ob er/sie einen be-
stimmten Prozentsatz seiner/ihrer staatlichen Einkommensteuerschuld (in
Spanien 0,5 Prozent, in Italien 0,8 Prozent und in Ungarn ein Prozent) ei-
ner Religionsgemeinschaft zur Erfüllung ihrer Personalkosten (Klerusbesol-
dung), sozialer und kultureller Aufgaben überlässt oder dem Staat mit ähn-
licher Zweckbindung; macht der/die Steuerzahler*in von seinem/ihrem
Wahlrecht nicht Gebrauch, kommt der entsprechende Prozentsatz in Spa-
nien dem Staat zugute, während er in Italien im Verhältnis der vorgenom-
menen Wahlentscheidungen aufgeteilt wird. Eine Besonderheit des ungari-

21 Marré, Die Kirchenfinanzierung, 26.



7 schen Systems esteht darin, dass der/die ungarische Steuerzahler*in auch
e1nNe oppelte Widmung vornehmen kann, nämlich „EIN Prozent Tur onl
tatıge und kulturelle Urganisationen einschließlich kirchlicher Institutio-
nen und 1n welleres Prozent Tur SO71lale Dienste des Staates Oder der
Kirche, dass der einzelne Steuerz.  er auch ZWE1 Prozent SEINeTr EIN:
kommensteuer e1ner Religionsgemeinschaft wWidmen kannn

Größtmögliche Wahlmöglichkeit
Auf den ersien 1C Wirkt diese (0[= Art der Kirchenfinanzierung, die

umgangssprachlich gelegentlich auch als „Kultursteuer“” bezeichnet wird,
bestechend; denn S1E cheint mehr als alle anderen Modelle der Kırchen
finanzierung 1n SINNVOIlles Wahlmöglichkeit und damıit Freiheit,
Gerechtigkeit und Eiffizienz bieten, und VOT allem deshalb, we1l Jje
der und jede Steuerplflichtige 1n gleicher Weise zanhlen INUSS und sich nicht
UuUrc eiınen etwalgen Kıirchenaustritt seiner/ihrer Steuerpflicht entziehen
kannn Einerseits INUSS a1SO jeder und jede zahlen, unabhängig davon, OD
er/sie e1ner Religionsgemeinschaft sehört Oder nicht, andererseits ann
ahber jeder Steuerzahler und jede Steuerzahlerin entscheiden, OD seine/ihre
Steuer dem ag Ooder e1ner Religionsgemeinschaft zukommt.

Alternativmodell! den Staatsleistungen

Doch beli gENAUETEM Hinsehen aufT das System der Jeilzweckbindung
der Einkommensteuer wird eutlich, dass Dar nicht miıt der Konzeption
der Kirchensteuer Ooder der Kirchenspenden verglichen werden ann und
darfT, Ondern lediglich miıt den zusätzlich sgezahlten Staatsleistungen die
Kırche alsg miıt den „staatlichen Leistungen, die als Kompensation Tur die
Vermögensverluste AUS der Sakulariısation sewährt werden“.  “ Z3 enn die
Kiırchensteuer und die Kirchenspende tellen eweils e1nNe gruppenspezili-
sche Einnahmequelle dar, die 1n ersier LINIE Tur sruppenspezifische
/wecke eingesetzt wird, während die Jeilzweckbindung der 1nkommen-
STeUer nicht Tur gruppenspezifische Interessen verwendet wird, Oondern
Tur sgesamtgesellschaftliche Aufgaben. Wird daher Tur die Übernahme der
Jeilzweckbindung der Einkommensteuer 1n Deutschlan: plädiert, dann

A Ebd., 41
A Jörg Infer: Staatskirchenrech: der Bundesrepublik Deutschland. 1ne kEinführung mMiIt

kirchenrechtlichen Exkursen, Köln 255
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schen Systems besteht darin, dass der/die ungarische Steuerzahler*in auch
eine doppelte Widmung vornehmen kann, nämlich: „Ein Prozent für wohl-
tätige und kulturelle Organisationen einschließlich kirchlicher Institutio-
nen und ein weiteres Prozent für soziale Dienste des Staates oder der 
Kirche, so dass der einzelne Steuerzahler auch zwei Prozent seiner Ein-
kommensteuer einer Religionsgemeinschaft widmen kann.“22

Größtmögliche Wahlmöglichkeit 

Auf den ersten Blick wirkt diese neue Art der Kirchenfinanzierung, die
umgangssprachlich gelegentlich auch als „Kultursteuer“ bezeichnet wird,
bestechend; denn sie scheint mehr als alle anderen Modelle der Kirchen-
finanzierung ein sinnvolles Maß an Wahlmöglichkeit und damit Freiheit,
Gerechtigkeit und Effizienz zu bieten, und zwar vor allem deshalb, weil je-
der und jede Steuerpflichtige in gleicher Weise zahlen muss und sich nicht
durch einen etwaigen Kirchenaustritt seiner/ihrer Steuerpflicht entziehen
kann. Einerseits muss also jeder und jede zahlen, unabhängig davon, ob
er/sie zu einer Religionsgemeinschaft gehört oder nicht, andererseits kann
aber jeder Steuerzahler und jede Steuerzahlerin entscheiden, ob seine/ihre
Steuer dem Staat oder einer Religionsgemeinschaft zukommt. 

Alternativmodell zu den Staatsleistungen

Doch bei genauerem Hinsehen auf das System der Teilzweckbindung
der Einkommensteuer wird deutlich, dass es gar nicht mit der Konzeption
der Kirchensteuer oder der Kirchenspenden verglichen werden kann und
darf, sondern lediglich mit den zusätzlich gezahlten Staatsleistungen an die
Kirche – also mit den „staatlichen Leistungen, die als Kompensation für die
Vermögensverluste aus der Säkularisation gewährt werden“.23 Denn die
Kirchensteuer und die Kirchenspende stellen jeweils eine gruppenspezifi-
sche Einnahmequelle dar, die in erster Linie für gruppenspezifische
Zwecke eingesetzt wird, während die Teilzweckbindung der Einkommen-
steuer nicht für gruppenspezifische Interessen verwendet wird, sondern
für gesamtgesellschaftliche Aufgaben. Wird daher für die Übernahme der
Teilzweckbindung der Einkommensteuer in Deutschland plädiert, dann

62

ÖR 68 (1/2019)

22 Ebd., 41.
23 Jörg Winter: Staatskirchenrecht der Bundesrepublik Deutschland. Eine Einführung mit

kirchenrechtlichen Exkursen, Köln 22008, 253.



ann und darf diese nicht die Kiırchensteuer ablösen, Oondern lediglich die D3
Staatsleistungen die Kırchen Tur den Bereich, „WOo die Kırchen Staa:
tes Stelle Offentliche ufgaben wahrnehmen Der Steuerz.  er könnte
dann mi1t dem zweckgebundenen Teil SEINeEeTr Einkommensteuer-Zahlung
SEINEe Präferenzen Tur e1nNe höhere Ooder geringere sesamtgesellschaftliche
Aufgabenwahrnehmung des aralıskus Kırche ZU USdruc bringen
arın ägen dann 1n der Jat e1nNe zusätzliche Te1inel und damıit verbun-
den 1n Wohlfahrtsgewinn jedes einzelnen Staatsbürgers ergo auch der
Nicht-Kirchenmitglieder): die Wahl des institutionellen JIrägers Oflfentlicher
ufgaben Jele mehr als derzeit auf den tatsächlic sewunschten ufgaben-
trager. uch waren sowohl die Kiırchen als auch der aa 1n jeinen 1nnvol-
Jen| Eiffizienzwettlauft eingebunden, nicht gesellschaftlicher
Einflusssphäre verlieren“.  “ 24 Darüber hinaus Mussten die gesamtgesell-
SCHAaIllichen Leistungen der Kıirche nicht mehr UuUrc die Kiırchensteuer
mitfinanziert werden, dass diese Sänzlic. Tur kirchenspezifische ufga
ben verwendet werden könnte.”

Plädoyer für das EUFSCHE Irchensteuersystem

Der angestellte Vergleich des deutschen Kirchensteuersystems miıt
dem Spendensystem und der Jeilzweckbindung der Einkommensteuer
Mmacht zweilerlel eutlc /Zum e1nen stellt die Konzeption der steuerlichen
Jeilzweckbindung keine Alternative ZUr Kirchensteuer, Ondern vielmehr

den Staatsleistungen dar; ZU zweıten 1st das eutische Kirchensteuer-
system 77u den Gesichtspunkten VOT allem der SsOz71alen Gerechtigkeit,
der Gleichheit, der Sparsamkeit, der Effektivität und nicht zuletzt der Un
abhängigkeit VOTN kinzelnen und VOTN Interessengruppen unvergleichlich
besserkann und darf diese nicht die Kirchensteuer ablösen, sondern lediglich die  63  Staatsleistungen an die Kirchen für den Bereich, „wo die Kirchen an Staa-  tes Stelle öffentliche Aufgaben wahrnehmen. Der Steuerzahler könnte  dann mit dem zweckgebundenen Teil seiner Einkommensteuer-Zahlung  seine Präferenzen für eine höhere oder geringere gesamtgesellschaftliche  Aufgabenwahrnehmung des Parafiskus Kirche zum Ausdruck bringen.  Darin lägen dann in der Tat eine zusätzliche Freiheit und — damit verbun-  den — ein Wohlfahrtsgewinn jedes einzelnen Staatsbürgers (ergo auch der  Nicht-Kirchenmitglieder): die Wahl des institutionellen Trägers öffentlicher  Aufgaben fiele mehr als derzeit auf den tatsächlich gewünschten Aufgaben-  träger. Auch wären sowohl die Kirchen als auch der Staat in [einen sinnvol-  len] .  Effizienzwettlauf eingebunden, um nicht an gesellschaftlicher  Einflusssphäre zu verlieren“.”“ Darüber hinaus müssten die gesamtgesell-  schaftlichen Leistungen der Kirche nicht mehr durch die Kirchensteuer  mitfinanziert werden, so dass diese gänzlich für kirchenspezifische Aufga-  ben verwendet werden könnte.”  Plädoyer für das deutsche Kirchensteuersystem  Der angestellte Vergleich des deutschen Kirchensteuersystems mit  dem Spendensystem und der Teilzweckbindung der Einkommensteuer  macht zweierlei deutlich: Zum einen stellt die Konzeption der steuerlichen  Teilzweckbindung keine Alternative zur Kirchensteuer, sondern vielmehr  zu den Staatsleistungen dar; zum zweiten ist das deutsche Kirchensteuer-  system „unter den Gesichtspunkten vor allem der sozialen Gerechtigkeit,  der Gleichheit, der Sparsamkeit, der Effektivität und nicht zuletzt der Un-  abhängigkeit von Einzelnen und von Interessengruppen unvergleichlich  besser ... als die anderen möglichen Finanzierungssysteme“.ZÖ Daher soll-  ten die beiden großen christlichen Kirchen keine Mühen scheuen, die  weitverbreiteten Vorurteile gegen das deutsche Kirchensteuersystem zu  entkräften und ihre Mitglieder für diese Finanzierungsform zu gewinnen.  Dies wird am ehesten dadurch gelingen, dass für alle durchschaubar ist,  wie die Kirchensteuer errechnet wird, wer über die Kirchensteuermittel  verfügt und für welche Zwecke sie in welcher Höhe verwendet wird.  24  Ebd., 174 f.  25  Vgl. ebd., 184, Anm. 81.  26  Alexander Hollerbach: Kirchensteuer und Kirchenbeitrag; in: Heribert Schmitz u. a.  (Hg.): Handbuch des katholischen Kirchenrechts, Regensburg ?1999, 1078-1092, 1092.  ÖR 68 (1/2019)als die anderen möglichen F1nan21erungssysteme  6 20 Daher soll
ten die beiden sroßen christlichen Kiırchen keine en scheuen, die
weitverhbreiteten Vorurteile das eutsche Kirchensteuersystem
en  en und ihre Mitglieder Tur diese Finanzierungsform sgewinnen.
1e$5 wIird ehesten dadurch selingen, dass Tur alle durchschaubar ISt,
WIEe die Kirchensteuer errechnet wird, WTr ber die Kirchensteuermittel
verfügt und Tur welche /wecke S1E In welcher Höhe verwendet wird

X4 Ebd., 1 /4
A ebd., 184, AÄAnm. 1
20 exander Hotlerbach Kirchensteuer und Kirchenbeitrag; In erbDer!] Schmitz

(Hg.) andbDbuc des katholischen Kirchenrechts, Regensburg 41 909; 8-1 092, 10972
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kann und darf diese nicht die Kirchensteuer ablösen, sondern lediglich die
Staatsleistungen an die Kirchen für den Bereich, „wo die Kirchen an Staa-
tes Stelle öffentliche Aufgaben wahrnehmen. Der Steuerzahler könnte
dann mit dem zweckgebundenen Teil seiner Einkommensteuer-Zahlung
seine Präferenzen für eine höhere oder geringere gesamtgesellschaftliche
Aufgabenwahrnehmung des Parafiskus Kirche zum Ausdruck bringen.
Darin lägen dann in der Tat eine zusätzliche Freiheit und – damit verbun-
den – ein Wohlfahrtsgewinn jedes einzelnen Staatsbürgers (ergo auch der
Nicht-Kirchenmitglieder): die Wahl des institutionellen Trägers öffentlicher
Aufgaben fiele mehr als derzeit auf den tatsächlich gewünschten Aufgaben-
träger. Auch wären sowohl die Kirchen als auch der Staat in [einen sinnvol-
len] … Effizienzwettlauf eingebunden, um nicht an gesellschaftlicher 
Einflusssphäre zu verlieren“.24 Darüber hinaus müssten die gesamtgesell-
schaftlichen Leistungen der Kirche nicht mehr durch die Kirchensteuer
mitfinanziert werden, so dass diese gänzlich für kirchenspezifische Aufga-
ben verwendet werden könnte.25

Plädoyer für das deutsche Kirchensteuersystem

Der angestellte Vergleich des deutschen Kirchensteuersystems mit
dem Spendensystem und der Teilzweckbindung der Einkommensteuer
macht zweierlei deutlich: Zum einen stellt die Konzeption der steuerlichen
Teilzweckbindung keine Alternative zur Kirchensteuer, sondern vielmehr
zu den Staatsleistungen dar; zum zweiten ist das deutsche Kirchensteuer-
system „unter den Gesichtspunkten vor allem der sozialen Gerechtigkeit,
der Gleichheit, der Sparsamkeit, der Effektivität und nicht zuletzt der Un-
abhängigkeit von Einzelnen und von Interessengruppen unvergleichlich
besser … als die anderen möglichen Finanzierungssysteme“.26 Daher soll-
ten die beiden großen christlichen Kirchen keine Mühen scheuen, die
weitverbreiteten Vorurteile gegen das deutsche Kirchensteuersystem zu
entkräften und ihre Mitglieder für diese Finanzierungsform zu gewinnen.
Dies wird am ehesten dadurch gelingen, dass für alle durchschaubar ist,
wie die Kirchensteuer errechnet wird, wer über die Kirchensteuermittel
verfügt und für welche Zwecke sie in welcher Höhe verwendet wird. 
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24 Ebd., 174 f.
25 Vgl. ebd., 184, Anm. 81.
26 Alexander Hollerbach: Kirchensteuer und Kirchenbeitrag; in: Heribert Schmitz u. a.

(Hg.): Handbuch des katholischen Kirchenrechts, Regensburg 21999, 1078–1092, 1092. 


